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1. Rechtsgrundlagen 

Nach § 20d Abs. 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für Schutzimp-
fungen im Sinne des § 2 Nr. 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Ausgenommen von 
diesem Anspruch sind Schutzimpfungen, die wegen eines durch einen nicht beruflichen 
Auslandsaufenthalt erhöhten Gesundheitsrisikos indiziert sind, es sei denn, dass zum 
Schutz der öffentlichen Gesundheit ein besonderes Interesse daran besteht, der Ein-
schleppung einer übertragbaren Krankheit in die Bundesrepublik Deutschland vorzubeu-
gen (§ 20d Abs. 1 Satz 2 SGB V). Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Leistungen für Schutzimpfungen soll nach § 20d Abs. 1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 auf der Grundlage der Empfehlungen 
der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-Institut (RKI) unter besonde-
rer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen für die öffentliche Gesundheit 
bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission sind 
durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20d Abs. 1 Satz 4 SGB V).  

Der G-BA hat bei der erstmaligen Entscheidung, welche bis zum 30. Juni 2007 getroffen 
werden soll, zu allen zu diesem Zeitpunkt geltenden Empfehlungen der STIKO einen 
Beschluss zu fassen. Zu Änderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA dann je-
weils innerhalb von drei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Entscheidung zu tref-
fen. Für den Fall, dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht termin- oder fristgemäß 
zustande kommt, dürfen die von der STIKO empfohlenen Schutzimpfungen bzw. spätere 
Änderungen der STIKO-Empfehlungen (mit Ausnahme von Schutzimpfungen nach § 20d 
Abs. 1 Satz 2 SGB V) zu Lasten der Gesetzlichen Krankenkassen erbracht werden, bis 
die Richtlinienentscheidung vorliegt. 

 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Mit der Erstfassung der Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 SGB V 
(Schutzimpfungs-Richtlinie / SiR) kommt der G-BA seinem gesetzlichen Auftrag in § 20d 
Abs. 1 i. V. m. § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 SGB V nach die Voraussetzungen, Art und Um-
fang der Leistungen für Schutzimpfungen in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) zu bestimmen. 

Die Richtlinie gliedert sich in die Abschnitte „Allgemeine Bestimmungen“, „Begriffsbe-
stimmungen“, „Pflichten der Beteiligten“, „Voraussetzungen“, „Art und Umfang des Leis-
tungsanspruches für Schutzimpfungen“ sowie „Aktualisierung der Richtlinie“. 
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Einzelheiten zu Art und Umfang der Leistungen entsprechend der Umsetzung der Emp-
fehlungen der STIKO finden sich in Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie. Diese führt 
in einer einheitlichen Tabelle die einzelnen Impfungen, deren Indikation sowie Hinweise 
zu den Schutzimpfungen und weitere Anmerkungen auf. 

Bei der Umsetzung der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA die Bedeutung von Schutz-
impfungen für die öffentliche Gesundheit besonders berücksichtigt. Nur in besonders 
begründeten Fällen erfolgten geringfügige Abweichungen von den Empfehlungen der 
STIKO. 

Anlage 2 der Schutzimpfungs-Richtlinie enthält die zukünftig zu verwendenden einheitli-
chen Dokumentationsschlüssel für Impfungen. 

 

3. Verfahrensablauf 

Der Unterausschuss „Arzneimittel“ hat zur Vorbereitung seiner Beratungen eine Arbeits-
gruppe einberufen, die sich aus Vertretern der Kassen- und Ärzteseite sowie aus Patien-
tenvertretern zusammensetzt. 

In den Sitzungen dieser Arbeitsgruppe am 16. März 2007 und 3. April 2007 wurden ein 
erster Entwurf für die Schutzimpfungs-Richtlinie mit der Umsetzung der geltenden STI-
KO-Empfehlungen in einer Anlage 1 sowie Dokumentationsschlüssel für Impfungen in 
einer Anlage 2 vorbereitet. 

Das Beratungsergebnis der Arbeitsgruppe wurde in der Sitzung des Unterausschuss 
„Arzneimittel“ am 12. April 2007 abschließend beraten und der Stellungnahmeentwurf 
konsentiert.  

Der Unterausschuss „Arzneimittel“ hat daraufhin in der Sitzung am 12. April 2007 ent-
schieden, das Stellungnahmeverfahren mit der Bundesärztekammer nach § 91 Abs. 8a 
i. V. m. § 34 der Verfahrensordnung des G-BA am 16. April 2007 mit Frist bis zum 4. Mai 
2007 einzuleiten. Die verkürzte Stellungnahmefrist ist begründet durch den gesetzlich 
vorgegebenen engen Zeitrahmen zur Richtlinienerstellung (Unterlagen des Stellung-
nahmeverfahrens s. Abschnitt 5.1).  

Die Bundesärztekammer hat in ihrer Stellungnahme (s. Abschnitt 5.2) gegen den vorge-
legten Richtlinienentwurf der Schutzimpfungs-Richtlinie vom 4. Mai 2007 keine Einwände 
geäußert. 

3 



Der Unterausschuss „Arzneimittel“ hat in seiner Sitzung am 24. Mai 2007 seine Beratun-
gen zum Entwurf der Schutzimpfungs-Richtlinie grundsätzlich abgeschlossen. Eine Ar-
beitsgruppe wurde beauftragt, auf der Grundlage des Anhangs IV der Biostoffverordnung 
diejenigen Fallkonstellationen zu präzisieren, in denen der Arbeitgeber nach den speziel-
len Bestimmungen der Biostoffverordnung verpflichtet ist, die Kosten für Schutzimpfun-
gen von Arbeitnehmern zu tragen, in diesen Fällen besteht kein Leistungsanspruch ge-
gen die Gesetzliche Krankenversicherung. Die Arbeitsgruppe hat in einer Sitzung am 29. 
Mai 2007 die entsprechenden Präzisierungen in Anlage 1 der SiR vorgenommen. In An-
lage 2 wurden die im Unterausschuss am 24. Mai 2007 konsentierten einheitlichen Do-
kumentationsschlüssel an die Systematik der Anlage 1 angepasst und neustrukturiert. 

In seiner Sitzung am 21. Juni 2007 hat der Gemeinsame Bundesausschuss die Richtlinie 
über Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 SGB V beschlossen. 

Mit Schreiben vom 27. August 2007 hat das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 
die Schutzimpfungs-Richtlinie nicht beanstandet, aber mit Auflagen und Prüfaufträgen 
versehen. 

Der Unterausschuss „Arzneimittel“ hat in seinen Sitzungen am 20. September 2007 und 
11. Oktober 2007 über die Änderung des Beschlusses vom 21. Juni 2007 über die Erst-
fassung der Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 SGB V (Schut-
zimpfungs-Richtlinie / SiR) zur Erfüllung der seitens des Bundesministeriums für Ge-
sundheit mitgeteilten Auflagen und Prüfaufträge beraten. Der Unterausschuss „Arznei-
mittel“ hat die Erfüllung der Auflagen 1 und 2 sowie der Prüfaufträge a, b und c in seiner 
Sitzung am 20. September 2007 konsentiert. Mit der im Unterausschuss am 20. Sep-
tember 2007 konsentierten Umsetzung der Auflage 3 durch Änderung der Formulierung 
des §10 in  

§ 10 Qualifikation der impfenden Ärzte 

Schutzimpfungen nach dieser Richtlinie können Ärzte erbringen, die nach den berufs-
rechtlichen Bestimmungen über eine entsprechende Qualifikation zur Erbringung von 
Impfleistungen im Rahmen der Weiterbildung verfügen. Über ihre berufsrechtlichen Zu-
ständigkeiten hinaus dürfen Ärzte Impfungen erbringen zur Grippevorsorge, im Not- und 
Bereitschaftsdienst sowie zur Abwehr von bedrohlichen übertragbaren Erkrankungen (z. 
B. Epidemie/Pandemie nach § 20 Abs. 6 und 7 IfSG). 

hat sich das BMG mit Schreiben vom 10. Oktober 2007 nicht einverstanden erklärt und 
weiteren Änderungsbedarf angezeigt, so dass der Unterausschuss „Arzneimittel“ dies in 
seiner Sitzung am 11. Oktober 2007 erneut beraten hat. 
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Den erneuten Beschluss zur Erstfassung der Schutzimpfungs-Richtlinie zur Erfüllung der 
Auflagen und Prüfaufträge des BMG hat der Gemeinsame Bundesausschuss in seiner 
Sitzung am 18. Oktober 2007 beschlossen. 

 

Zeitlicher Verfahrensverlauf 

Sitzung der AG/ UA/ 
G-BA 

Datum Beratungsgegenstand 

Sitzung AG „Schutz-
impfungen“ 

16. März 2007 Beratung des Richtlinientextes 

Sitzung AG „Schutz-
impfung“ 

3. April 2007 Beratung der Umsetzung der geltenden 
STIKO-Empfehlungen in Anlage 1 und des 
Dokumentationsschlüssels für Impfungen 
in Anlage 2 

37. Sitzung UA „Arz-
neimittel“ 

12. April 2007 Beratung und Konsentierung des Stellung-
nahmeentwurfs zur Schutzimpfungs-
Richtlinie 
Entscheidung zur Einleitung des Stellung-
nahmeverfahrens nach § 91 Abs. 8a 
SGB V 

39. Sitzung UA „Arz-
neimittel“ 

24. Mai 2007 Beratung und grundsätzliche Konsentie-
rung der Beschlussvorlage zur Schut-
zimpfungs-Richtlinie 

Sitzung AG „Schutz-
impfungen“ 

29. Mai 2007 Präzisierung der Anlagen 1 und 2 

Sitzung G-BA 21. Juni 2007 Beschluss über die Schutzimpfungs-
Richtlinie 

42. Sitzung des UA 
„Arzneimittel“ 

20. September 2007 Beratung über die Umsetzung der Aufla-
gen und Prüfaufträge des BMG 

43. Sitzung des UA 
„Arzneimittel“ 

11. Oktober 2007 Beratung über die Umsetzung der Aufla-
gen und Prüfaufträge des BMG 

Sitzung G-BA 18. Oktober 2007 Beschluss die Änderung des Beschlusses 
vom 21. Juni 2007 über die Erstfassung 
der Schutzimpfungs-Richtlinie 
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4. Fazit 

Mit der Schutzimpfungs-Richtlinie kommt der G-BA seinem gesetzlichen Auftrag in § 20d 
Abs. 1 SGB V nach, die Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für Schutz-
impfungen in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) gemäß § 92 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 15 SGB V zu regeln. 

Die Richtlinie beschreibt unter Abschnitt I „Allgemeine Bestimmungen“ die Zweckbe-
stimmung sowie den Regelungs- und Geltungsbereich der Schutzimpfungs-Richtlinie. Da 
sich der zu regelnde Leistungsanspruch für Versicherte nur auf Schutzimpfungen im 
Sinne des § 2 Nr. 9 IfSG bezieht, ist die postexpositionelle Gabe von Sera und Che-
motherapeutika nicht Gegenstand der Schutzimpfungs-Richtlinie. 

In Abschnitt 2 werden die Begriffe „Schutzimpfungen“ und „Impfungen“ entsprechend 
IfSG bzw. AMG definiert.  

Die Pflichten der Beteiligten bei der Durchführung von Schutzimpfungen sind in Abschnitt 
III der SiR beschrieben. Dazu gehören unter anderem Aufklärungspflichten und Qualifi-
kation der impfenden Ärzte sowie die Dokumentation. 

Abschnitt IV beinhaltet Angaben zu Voraussetzungen, Art und Umfang des Leistungsan-
spruches für Schutzimpfungen, welche in Anlage 1 zur SiR konkretisiert werden.  

Die Aktualisierung der Richtlinie erfolgt nach den Vorgaben im Abschnitt V der SiR. 

Anlage 1 zur SiR beinhaltet Einzelheiten zu Art und Umfang der Leistungen nach Um-
setzung der STIKO-Empfehlungen zu Schutzimpfungen. In einer einheitlichen Tabelle 
sind die einzelnen Impfungen, deren Indikation sowie Hinweise zu den Schutzimpfungen 
bezüglich des Leistungsanspruches und weitere Anmerkungen z.B. zur Kostentragung 
aufgeführt. Dadurch werden „Impfkalender (Standardimpfungen) für Säuglinge und, Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene“, Tabelle 1 des Epidemiologischen Bulletins, und Ta-
belle 2 „Indikations- und Auffrischungsimpfungen sowie andere Maßnahmen der spezifi-
schen Prophylaxe“ in einer einheitlichen Übersicht zusammengeführt. 

Bei der Umsetzung der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA die Bedeutung von Schutz-
impfungen für die öffentliche Gesundheit besonders berücksichtigt. Geringfügige Abwei-
chungen von den Empfehlungen der STIKO erfolgten in folgenden besonders begründe-
ten Fällen: 
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4.1 Varizellen  

Der GBA empfiehlt abweichend von den Empfehlungen der STIKO (Stand Juli 2006) die 
Immunisierung gegen Varizellen vorzugsweise mit einem Kombinationsimpfstoff (MMRV 
- Masern, Mumps, Röteln, Varizellen) beginnend mit der ersten Impfdosis im Alter zwi-
schen dem 11. und 14. Lebensmonat und Abschluss mit der zweiten Impfdosis vor Ende 
des 2. Lebensjahres. Der Einsatz eines Kombinationsimpfstoffes MMRV wird deshalb 
ebenfalls bei der Impfung gegen Masern, Mumps bzw. Röteln empfohlen.  

Begründung: 

Die STIKO empfiehlt seit Juli 2004 eine generelle Impfung gegen Varizellen im Alter von 
11. bis 14. Monaten mit einer Dosis entweder simultan mit der ersten Impfung gegen 
Masern, Mumps und Röteln (MMR) oder frühestens 4 Wochen nach der MMR-Impfung. 

Erfahrungen aus den USA, wo die Impfung seit Ende der 90 Jahre empfohlen und durch 
das Centers of Disease Control and Prevention (CDC) entsprechend überwacht wird, 
zeigen zunehmend, dass die Effektivität der Impfung im Eindosenschema unzureichend 
ist. Dies wird z. B. an Untersuchungen von Erkrankten im Ausbruchgeschehen deutlich. 
Aus diesem Grund ist in den USA die Empfehlung zur Varizellenimpfung auf ein Zweido-
senschema umgestellt worden. Empfohlen wird hier die Impfung vom 12. bis 15. Le-
bensmonat sowie eine Boosterimpfung zwischen dem 4. und 6. Lebensjahr.  

Die europäische Arbeitsgruppe Varizellen der Varicellen-Zoster Virus-Research Founda-
tion hat im Mai 2004 ein Konsenspapier zur europäischen Impfstrategie für Varizellen 
veröffentlicht. Darin wird die Auffassung vertreten, dass für eine erfolgreiche Impfstrate-
gie gegen Varizellen hohe Durchimpfungsraten notwendig sind. Unter dieser Vorausset-
zung wird eine Impfung für Kinder zwischen den 12. und 18. Lebensmonat sowie eine 
„catch up“-Impfung für alle noch nicht geimpften bzw. erkrankten 12-Jährigen empfohlen. 
Die Wichtigkeit der Impfung von Risikogruppen wird betont. Die Durchsetzbarkeit und 
Akzeptanz einer allgemeinen Varizellenimpfung wird am ehesten mit einem Kombinati-
onsimpfstoff, etwa in Verbindung mit MMR, gesehen. 

Die Notwendigkeit einer zweiten Varizellenimpfung wird auch durch die Ergebnisse der 
Sentinel-Surveillance der Varizellen in Deutschland bestätigt. Von April 2005 bis März 
2006 entfielen von 1.420 Einzelfall-Meldungen 245 auf Varizellen bei Geimpften. Bei der 
noch geringen Durchimpfungsrate bei Varizellen in Deutschland muss diese Zahl eben-
falls als Signal gewertet werden.  
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Ein Kombinationsimpfstoff MMRV ist seit August 2006 am deutschen Markt verfügbar. 
Anders als bei der Impfung mit Varizellen-Einzelimpfstoff ist die Impfung mit MMRV als 
Zweidosenschema zugelassen, so dass hier eine zweite Varizellenimpfung durch die 
Kombination erfolgt. Damit bestehen gute Chancen, einen Durchbruch von Varizellen - 
also Erkrankungen die trotz Impfung auftreten – zurückzudrängen. Außerdem kann 
durch den Einsatz des Kombinationsimpfstoffes die Impfrate der von der STIKO empfoh-
lenen 2. Masernimpfung gesteigert werden. Durch den Wegfall einer Injektion kann zu-
dem die Compliance der Eltern zu den empfohlenen Kinderimpfungen verbessert wer-
den. 

Aus Sicht des G-BA sollte deshalb dem Einsatz des Kombinationsimpfstoffes MMRV der 
Vorzug gegeben werden. Beim Einsatz von Einzelimpfstoffen gegen Varizellen muss die 
Impfung auch weiterhin entsprechend der aktuellen Zulassung als Eindosenschema 
(Kinder vom 9. bzw. 12.Monat bis zum 13. Lebensjahr) erfolgen. Eine Empfehlung zum 
off-label-use der Einzelimpfstoffe erfolgt durch Verweis auf den bevorzugten Einsatz der 
Kombination nicht. 

Literatur: 

1 Chaves S, Gargiullo P, Zhang XJ et al. 

Loss of Vaccine-Induced Immunity to Varicella over time.  

N Engl J Med 2007; 356: 1121-29 

2. Zur Sentinel-Surveilance der Varicellen in Deutschland.  

Epidemiologisches Bulletin Nr. 36 vom 8. September 2006 

3. Recommended Immunization Schedule for Persons Aged 0-6 Jears – United States 
2007. www.cdc.gov/nip/

4. Arnedo-Pena A, Puig-Barberà J, Aznar-Orenga MA et al. 

Varicella Vaccine Effectiveness During an Outbreak in a Partially Vaccinated Popula-
tion in Spain. Pediatri Infect Dis J. 2006; 25: 774-78 

5. Varicella Outbreak Among Vaccinated Children-Nebraska 2004. 

JAMA 2006; 296: 925-27 

6. Vazquez M, LaRussa PhS, Gershon A, et al. 
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Effectiveness Over Time of Varicella Vaccine. JAMA 2004; 291: 851-55 

7. Rentier B, Gershon A, et al. 

Consensus: Varicella Vaccination of Healthy Children. 

Pediatr Infect Dis J 2004; 23: 379-389 

8. Galil K, Lee B, Strine T, et al. 

Outbreak of Varicella at a Day Care Center despite Vaccination  

N Engl J Med 2002; 347: 1909-15, 1962-63 

 

4.2 Pneumokokken 

a) Pneumokokken-Impfung mit einen Polysaccharid-Impfstoff 

Die STIKO empfiehlt die Pneumokokken-Impfung mit einem Polysaccharid-Impfstoff für 
alle Personen über 60 Jahre. Eine Wiederholungsimpfung soll im Abstand von sechs 
Jahren erfolgen. 

Der G-BA weist in seinen Anmerkungen auf die Fachinformation des Impfstoffes hin. 
Danach sollten gesunde Erwachsene und Kinder nicht routinemäßig erneut geimpft wer-
den. Eine Wiederholungsimpfung bei Risikogruppen mit den in der Anlage 2 aufgeführ-
ten Indikationen ist davon unberührt. 

Begründung: 

In Großbritannien, Irland und Deutschland ist eine höhere Melderate zum Teil schwer-
wiegender Lokalreaktionen nach Anwendung des Polysaccharid-Impfstoffes registriert 
worden. Dazu wird aktuell ein EU-weiter Informationsaustausch unter Koordination des 
Referenz-Mitgliedsstaates Großbritannien eingeleitet. Eine Chargen-spezifische Proble-
matik konnte bisher nicht identifiziert werden. Nach Ansicht der Firma liegen die ver-
mehrt gemeldeten Nebenwirkungen an der derzeit empfohlenen Wiederholungsimpfung 
nach sechs Jahren. Die Problematik wird auf EU-Ebene diskutiert. Entsprechend der 
Empfehlung der Pharmacovigilance Working Party der europäischen Zulassungsbehörde 
EMEA wird vermutlich ein entsprechender Warnhinweis in den Produktinformationen 
aufgenommen werden.  

Der Hinweis auf die Fachinformation ist deshalb geboten.  
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Literatur: 

1. Fachinformation zu PNEUMOVAX® 23, Stand Januar 2007 

2. Ergebnisprotokoll der 59. Routinesitzung nach § 63 AMG am 21.11.2006 im BfArM. 

 www.bfarm.de  

3. Ergebnisprotokoll der 60. Routinesitzung nach § 63 AMG am 26.03.2007 im BfArM 

 

b) Pneumokokken-Impfung mit einem Konjugatimpfstoff 

Die STIKO empfiehlt seit August 2006 die generelle Impfung gegen Pneumokokken für 
alle Kinder bis 24 Monate. Derzeit ist nur ein Pneumokokken-Konjugatimpfstoff in 
Deutschland verfügbar. 

Im September 2005 ist ein vom Bundesministerium für Gesundheit beim Deutschen Insti-
tut für medizinische Dokumentation und Information (DIMDI) in Auftrag gegebener HTA-
Bericht zur „Medizinischen und ökonomischen Effektivität der Pneumokken-Impfung für 
Säuglinge und Kleinkinder“ veröffentlicht worden. Darin wird ausgeführt, dass derzeit 
keine eindeutige medizinische Empfehlung zur Einführung einer generellen Pneumokok-
ken-Impfung ausgesprochen werden kann. Da in Deutschland Pneumokokken-
Infektionen effektiv in erster Linie mit Penicillin behandelt werden können, wird z. B. in 
dem vom Hersteller angeführten Anstieg der Makrolid-Resistenz in Deutschland derzeit 
kein Grund für die Einführung einer Standardimpfung gesehen. Dies, so im HTA-Bericht, 
würde erst dann notwendig, wenn sich die Resistenzlage auffällig verändert. Für die 
Krankenversicherung wird die Impfung als nicht kosteneffektiv bewertet. 

In den USA sind die Erkrankungsfälle nach Einführung der generellen Pneumokokken-
Impfung 2001 deutlich zurückgegangen. Aufgrund der hohen Durchimpfungsrate profitie-
ren auch ungeimpfte Kinder und Erwachsene (so genannte Herden-Immunität). Aufgrund 
der geringeren Serotypen-Abdeckung durch den Impfstoff in Deutschland sind die US-
amerikanischen Daten nur bedingt übertragbar. Allerdings nehmen in den USA Erkran-
kungen durch nicht im Impfstoff enthaltene Serotypen, die zudem antibiotikaresistent 
sind stark zu (so genanntes Replacement).  

Deshalb soll die dem HTA-Bericht nachlaufende neuere Literatur bewertet werden. Eine 
Literaturauswertung vor Inkrafttreten der Richtlinie war auf Grund des durch Gesetz vor-
gegebenen Zeitrahmens nicht möglich.  
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4.3 Influenza 

Die STIKO empfiehlt eine Impfung gegen Influenza, wenn eine intensive Epidemie auf-
grund von Erfahrungen in anderen Ländern droht oder nach deutlicher Antigendrift bzw. 
einem Antigenshift zu erwarten ist und der Impfstoff die neue Variante enthält. Mögliche 
Erreger und deren Eigenschaften einer solchen drohenden oder zu erwartenden intensi-
ven Influenza-Epidemie sind noch nicht bekannt. Derzeit existiert auch kein schützender 
Impfstoff gegen einen solchen Influenza-Erreger. Für die leistungsrechtliche Regelung 
einer drohenden oder zu erwartenden intensiven Influenza-Epidemie bedarf es einer 
konkreteren Impf-Empfehlung durch die STIKO. Aufgrund der mangelnden Regelungs-
reife hat der G-BA  keinen diesbezüglichen Leistungsanspruch geregelt. 

 

4.4 Impfungen aus beruflicher Indikation 

Wird eine Tätigkeit im Sinne der Biostoffverordnung (vgl. Anhang IV der Biostoffverordnung) 
ausgeübt und sind dabei Beschäftigte durch einen impfpräventablen biologischen Arbeits-
stoff erhöht infektionsgefährdet, sind die Kosten der Impfung für diese Berufsgruppen durch 
den Arbeitgeber zu übernehmen. 

Die STIKO führt darüber hinaus auch Berufsgruppen und Personen auf, die nicht der Bio-
stoffverordnung  (oder anderen berufsrechtlichen Vorschriften) zugerechnet werden kön-
nen, deren Impfung aber aus hygienischer Indikation oder zum Schutz Dritter auch im 
Rahmen der beruflichen Tätigkeit für wünschenswert erachtet wird. Diese Fälle sind unter 
Berücksichtigung der Bedeutung für die öffentliche Gesundheit als Pflichtleistung der GKV 
in Anlage 1 aufgeführt. 

Ausgenommen ist die Impfung gegen Tollwut wegen Freizeitaktivitäten (zB. Jäger oder 
Personen mit nichtberuflichem Kontakt zu Fledermäusen). In diesen Fällen tritt wegen des 
ausschließlichen Individualschutzes gegen Tollwut die Bedeutung für die öffentliche Ge-
sundheit gegenüber dem persönlichen Interesse in den Hintergrund. Die Impfung fällt in 
diesen Fällen in die Eigenverantwortung des Versicherten. 

 Literatur: 

Biostoffverordnung, G 42, Arbeitsschutzgesetz § 3 Abs 3  
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4.5 Schutzimpfungs-Richtlinie § 2 Abs. 2 Satz 3 

STIKO-Empfehlung für Neugeborene HBsAg-positiver Mütter oder von Müttern mit 
unbekannten HBsAg-Status 

Bei Neugeborenen von Müttern, deren HBsAg-Status nicht bekannt ist und bei denen 
noch vor bzw. sofort nach der Geburt eine serologische Kontrolle nicht möglich ist, wird 
von der STIKO unabhängig vom Geburtsgewicht eine Grundimmunisierung mit Hepatitis 
B-Impfstoff unmittelbar nach der Geburt empfohlen.  

Der G-BA spricht hierzu keine eigene Empfehlung aus, da der Anspruch auf eine Imp-
fung bereits in den Mutterschafts-Richtlinien Abschnitt C Nr. 3 geregelt ist. 

 

4.6 Anlage 2 zur Schutzimpfungs-Richtlinie 

Dokumentationsschlüssel für Impfungen 

Begründung: 

Die immer wieder propagierte und geförderte Erhöhung der Durchimpfungsraten wird 
durch die Übernahme von Schutzimpfungen in den Leistungskatalog der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht erreicht. Ausbrüche, wie z. B. der Masern-Ausbruch in Nord-
rhein-Westfalen, lassen sich auch als Pflichtleistung nicht verhindern. Die gesetzliche 
Krankenversicherung übernimmt seit langem die Kosten für die Impfung gegen Masern 
als Satzungsleistung bundesweit. Das hier auftretende Problem ist das Nichtwahrneh-
men der notwendigen zweiten Masern-Impfung. Dies lässt sich jedoch nicht mit einer 
Pflichtleistung beheben, sondern nur mit einem entsprechend gestalteten Erinnerungs-
system. Hierfür sollen in Anlage 2 der Schutzimpfungs-Richtlinie die notwendigen Vor-
aussetzungen geschaffen werden. 

Die Übernahme eines bundeseinheitlichen Dokumentationsschlüssels kann für den Auf-
bau eines aktiven Impfmanagement durch Ärzte und Krankenkassen genutzt werden. 
Dies beinhaltet den Aufbau eines Recall-Systems ebenso wie die gezielte Information 
der Versicherten über die Bedeutung und Notwendigkeit von Impfungen. 

Ziele und Auswirkungen von Impfstrategien können derzeit nicht adäquat überwacht 
werden, da die Daten zur epidemiologischen Situation in Deutschland unzureichend sind. 
Der Dokumentationsschlüssel kann die Basis für epidemiologische Datenanalysen z. B. 
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des RKI bilden und damit eine Möglichkeit zum Anschluss an europäisches Niveau eröff-
nen. 

In Anlage 2 der Schutzimpfungs-Richtlinie ist der zukünftig zu verwendende Dokumenta-
tionsschlüssel für Impfungen aufgeführt. Damit soll eine bundesweit einheitliche Doku-
mentation der durchgeführten Impfungen gewährleistet werden.  

Die Bundesärztekammer hat in ihrer Stellungnahme (s. Abschnitt 5.2) vom 4. Mai 2007 
keine Einwände zur Schutzimpfungs-Richtlinie geäußert. Die nachträglichen Präzisie-
rungen zur Abgrenzung zur Kostentragung für Schutzimpfungen durch den Arbeitgeber 
in der Anlage 1 sowie die alphabetische und redaktionelle Umstrukturierung der Anlage 
2 der Schutzimpfungs-Richtlinie erforderten kein erneutes Stellungnahmeverfahren. 

Im Nachgang zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses vom 21. Juni 
2007 wurden die Altersangaben in Anlage 2 von „bis 18 Jahre“ in „bis 17 Jahre“ zur Ver-
einheitlichung mit den entsprechenden Altersangaben in Anlage 1 bzw. der STIKO re-
daktionell geändert. 

 
Siegburg, den 21. Juni 2007 / 18. Oktober 2007 

 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

 

Der Vorsitzende 

Hess 
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5. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 
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6. Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit 
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